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Zur Syſtematil des öffentlichen Rechtes.) 


Betrachten wir den Rechts Organismus des Staates, fo find 
zwei Gebiete zu unterſcheiden, Verfaſſung und Verwaltung im 
weiteſten Sinne, welche ſich beide zu einander verhalten wie ſeſtes 
Gefüge im Grundban und in den Grundnormen, und lebendige Durchs 
führung, Geſtaltung in allen rechtlichen Lebensgeblelen, alfo in ahn. 
licher Weiſe fich unterſcheliden und zuſammenhängen wie im leiblichen 
Organismus Anatomie und Phyfiologte, im geiftigen Leben Charakter 
und thätige Lebensführung. 

J. Die Verfaffung ift das Ganze der allgemeinen andauern⸗ 
den Normen und organlſchen Einrichtungen, durch welche die Verhält⸗ 
niſſe aller Theile und Gliederungen, der Staatsgewalt wie aller 
ubrigen Glieder, nach gegenfeitigen Rechten und Pflichten, zur Voll⸗ 
führung des Staatszwecks geregelt werden. Die Verſaſſung, die typiſche 
Geſtaltung des Stantslebeus, muß deu inneren Bau des Rechts und 
Staatslebens wiederſpiegeln, alſo zunächft einen formellen Theil ent⸗ 
halten, welcher die Organifation des Staates jelbft (Staatsform u. f. w.) 
beſtimmt, und einen materiellen Theil, welcher ſowohl die allgemeinen 
Grundrechte und, in den Grundzügen, die öffentlichen Rechtsverhält⸗ 
niſſe der Einzelnen (Naturaliſation u. ſ. w.), der Familien, Gemeinden, 
Kreiſe und Provinzen, als auch die Rechlsverhältniſſe des Staates zu 
den Culturkreiſen der Religion und Confeſſion, des Unterrichts und der 
Schule, zu dem wirthſchaftlichen Gebiete u. f. w. regelt. 

II. Die Verwaltung dagegen iſt die geſammte, auf der 
Grundlage und nach der Richtſchnur der Verfaſſung ſich bethätigeude 
Staatswirkſamkeit, welche in drei weſentlichen Grundfunctionen oder 
Gewalten für den Staatszweck nach feinen beiden Seiten, der ſormell⸗ 
rechtlichen und der culkur⸗ rechtlichen, geübt wird. Dieſe drei Gewalten, 
welche nicht eine Theilung, ſondern eiue innere, relative Selbſiſtändig⸗ 
keit, ſowie Beziehung und Wechſelwirkung beſtimmende Gliederung 
der Einen Staatsgewalt bilden, find: A) die Regierung; B) die 
Gefetzgebung für die Auffteffung der allgemeinen Normen und 
©) die Vollziehung (oder Verwaltung im engeren Sinn) für die 


) Aus Prof. Dr. H. Ahrens Rechtsphiloſophiſcher Einleitung zu 
Holbenhorffs „Encnclopäbte der gechtswiſßenſchaſt. 


Ampendung der allgemeinen geſetzlichen, und der in den richtigen 

Schranken des Verordnungsrechts von der Regierung erlaſſenen Normen. 
Die meiften noch ſtreitigen Fragen beziehen ſich auf die weitere 

Eintheilung oder Gliederung der vollziehenden Gewalt. 

1) Ziemlich allgemein wird heute angenommen, daß dieſe Ein⸗ 
theflung nach zwei Richtungen in zwei Hauptfunctionen und Gebiete 
ſich gliedert, in die Rechts pflege und in die Verwaltung im 
engften Sinne (— ohne die genane Unterfcheidung der verschiedenen 
Auffaſſungen oder Stellungen dieſes Begriffs iſt es gar nicht möglich, 
Klarhelt darüber zu gewinnen —); über die Art der Unterſcheidung 
dieſer beiden Gebiete und die fernere Einthellung derſelben herrſcht 
jedoch noch vielfache Meluungsverſchledeuhelt. Unſere ſtreng aus dem 
Princip ſich ergebende Auffaſfung ſtinunt im Weſentlichen mit der prak⸗ 
tifchen Geſtaltung der verſchiedenen Gebiete überein und dürfte, wenn 
richtig, Zeugniß dafür ablegen, daß die geſellſchaftlicht Lebensgeſlaltung 
auch von einer unbewußt wirkenden Logik oder Vernunft geleitet wird, 
die oft richtiger die Verhältniſſe gliedert nud beſtimmt als die Wiſſen⸗ 
ſchaft, welche ſich häufig in zu weiten oder zu engen Begriffen ergeht. 
Rechtspflege und Verwaltung (Adminiſtratſon) find zunächſt als die 
zwei Seiten, Richtungen und Gebiete der vollziehenden Gewalt zu 
betrachten; ſie haben eine gemeinſame Grundlage und den gleichen 
Ausgang in rechtlichen Normen und Formen, und es iſt daher 
ganz irrig, Rechtspflege und Verwaltung nach Recht und Zweckmäßig⸗ 
leit zu unterſcheiden, da in einem Rechtsſtaate alle Gebiete von recht- 
lichen Normen durchdrungen ſein müſſen; ſie unterſcheiden ſich aber 
nach Aufgabe und Richtung und nach der verſchiedenen Art ihrer 
Thätigkeit. In der Rechtspflege kommt die formelle Seite des Rechts, 
in der Verwaltung das rechtliche Culkurleben zur Geltung; in der 
erſteren wird das Recht, um des Rechtes ſelbſt willen, in der 
anderen um des Wohls willen, d. h. Für die verſchledenen Lebens⸗ 
und Culturzwecke geübt. Die Verwaltung iſt daher die in deu vecht⸗ 
lichen Normen, Formen und Schranken geübte Wohls oder Cultur⸗ 
Verwaltung, wobei alſo ſelbſtverſtändlich iſt, daß der Staat nicht in 
die innere, den einzelnen Lebens⸗ und Culturkreiſen ſelbſt zuſtehende 
Culturthätigkeit und Verwaltung eingreifen, ſondern nur das Recht in 
den drei bezeichneten Functionen zur Anwendung bringen darf. Nach 
der Art der Thatigkeit iſt die richterliche eine weſentlich formelle, 
logiſche, indem ſie in der Subſumtion des einzelnen Falles unter die 
Rechtsnormen liegt, weshalb auch der Richter, wenn es auf beſondere 
Sachkenntniß ankommt, dieſe ſich durch Sachverſtandige verſchaffen 
laſſen kann, während die Verwaltungsthätigkeit weſentlich eine ſachliche 
iſt und die Verwaltungsbeamten nicht bloß formell rechtliche, ſondern 
auch ſachliche Kenntniß der verſchiedenen Culturgebiete beſitzen ſollen. 

2) Was nun aber die fernere Eintheilung der Rechtspflege 
und der rechtlichen Wohls⸗Verwaltung betrifit, fo beſteht eine 
große Verſchiedenheit der Anſichten, welche hauptſächlich darin ihren 
Grund hat, daß man nicht bemerkte, daß beide Hauptzweige der voll⸗ 
ziehenden Gewalt, da fie, bei gleicher rechtlichen Grundlage, nur 
eine unterſchiedene Anwendung des Rechts ſind, in ihrer inneren Glie⸗ 
derung auch gegenſeitig ahnliche, wenn auch wohl zu unterſcheidende, 
Gebiete haben müffen, daß es z. B. eine polizeiliche Thätigkeit auf 
dem Rechts⸗ und auf dem Wohlfahrtsgebiete gibt, aber auf jedem Ge⸗ 
biete einen beſonderen Charakter trägt, und befondere Organe verlangt. 


Geht man aber bei der Eintheilung von dem vernünftigen Zwecke aus, 
den die von einer Vernunftidee geleitete Staatsthätigkeit, ebenſo wie 
der einzelne vernünftige Menſch, in allen Wirkungskreiſen verfolgen 
ſoll, und erwägt man, daß alle sachliche Thatigkeſt, zugleich in Rück⸗ 
ſicht auf die Zeit, ſich direct oder unmittelbar zum Zweck ſetzen 
muß, theils in der Zukunft möglichen Rechts⸗ und Wohls⸗Ver⸗ 
letzungen oder Störungen vorzubeugen, theils färſorglich die 
in der Gegenwart ſich ergebenden Rechts⸗ und Wohls⸗Augelegen⸗ 
heiten zu regeln, theils die in der Vergangenheit eingetrete⸗ 
nen Störungen oder Verletzungen in der Rechts- und Wohlsordnung 
wieder herzuſtellen, fo muffeu dieſe drei Hauptrichtungen der 
Thätigkeit ſowohl in der Rechtepflege als in der Wohls⸗ oder Cultur⸗ 
pflege hervortreten. In dem wirklichen Staatsleben find fie auch in 
der That nach dem praltiſchen Bedürfniſſe für die bezeichneten Zwecke 
organiſirt, wenn auch uicht mit dentſelben Namen belegt worden. 

a) Es gibt eine vorbeugende, eine fürſorglich-regelnde und eine 
wiederherſtellende Rechtspflege. 

a) Die vorbeugende Thätigkeit wird ausgeübt durch die Rechts⸗ 
Polizei, welche Mohl auch ganz paffend die Präventiv-⸗Juſtiz nannte. 
Vor allem muß aber betont werden, daß Vorbeugung der unmittelbare, 
directe Zweck ſein muß, well, wenn dieſes Moment nicht feſtgehal⸗ 
ten wird, die geſammte Staatsthätigkeit unter den Begriff der Polizei 
gebracht werden könnte, da mittelbar, indireet ebenſo wohl durch gute 
Unterrichtöanftalten u. f. w., als durch gute Gerichte, den Störungen 
und Verletzungen auch vorgebeugt wird. Die Polizei faßt aber nur 
ſolche Fälle ins Ange, aus denen unmittelbar eine Störung oder 
Verletzung ſich ergeben kann; auf die mogliche Verletzung beziehen ſich 
Gebote und Verbote, und wer ſie nicht befolgt, wird ſchon deswegen 
polizeilich geſtraft; ein Kutſcher, der zu ſchnell in den Slraßen oder 
an den Kreuzungen fährt, wird ſchon wegen der Moglichkeit einer 
Schädigung polizeilich geſtroft, auch wenn in Wirklichkeit gar keine 
Verletzung eingetreten ift; liegt eiue wirkliche Verletzung vor und 
wird ein Eutfchädigungsanſpruch geſtellt, fo ſollte die Sache grund⸗ 
sätzlich vor die eigenllichen Gerichte kommen. Durch diefen Zweck 
unmittelbarer Vorbeugung iſt Aufgabe, Umſang und Grenze der Polizei 
genau vorgezeichnet. Leider beſteht aber über den Begriff und die 
Aufgabe der Pollzel noch eine große Meinungsverſchiedenheit, wobei 
das Fremdwort, wie fo häufig (— man deuke nur an das Wort 
Souperänetät —) ſich hot geſallen laſſen müffen, als Einkleidung für 
jebartige Anſicht zu dienen, während der Gebrauch unferer, für alle 
genauen Begriffs unterſcheſdungen jo vorzüglichen, deutſchen Sprache 
eine Nöthigung zu einer ſchärferen Auffaſſung und Beſtimmung der 
Sache gegeben haben würde. Der Polizeibegriff iſt ein rechtes Spie⸗ 
gelbild unferer ſtagtlichen Zustände, in denen die Poltzet ja noch 
überall ein in alle Gebiete hinein wucherudes Gebilde, eine wahre 
Schlingpflanze ift, die aber auch vlelfach den Grundſtämmen der ſtaat⸗ 
lichen Ordunng den Lebensboden ausſaugt. Dieſer ganzen überwu⸗ 
cheruden Richtung wird in der Wiſſenſchaft noch vielfach durch den 
viel zu weit geſteckten Begriff der Polizel Vorſchub geleiſtet. Man 
gerielh ſchon früh auf dieſen Irrweg, als man den Rechtsbegriff im 
Kanten negativen Sinne faßte, in Folge deſſen dem Staat blos 
eiue Rechlsaufgabe ftellte, und alles in die Polizet job, was, wenn 
auch nur mittelbar, wie Religion, Kirche, Schule, den Rechts⸗ 
störungen vorbeugen konnte; ein Geſichtspunkt, den leider Mohl noch 
in ſeiner Polizeiwiſſenfchaft beibehielt, wenn er gleich die Praventin- 
Juftiz ſehr richtig nach den im widerrechtlichen Willen liegenden Ur⸗ 
ſachen der möglichen Störung beſtimmte. Aber auch andere, wie 
Stahl, Bluntſchli, Stein, haben einen viel zu weiten Begriff von der 
Polizei aufgeſtellt; denn wenn die Polizei „als die Offenbarung der 
Weisheit des Staates“ bezeichnet wird, die das Gemeinleben nach allen 
feinen materiellen und geiſtigen Beziehungen zu erhalten und nach 
feinen Zielen zu fördern hat (Stahl, Staatslehre §. 123) oder als 
die „vorzugsiveife Regierungsthätigkeit“, die, „wo ein öffentliches 
Bedürſuiß ſich regt, bei der Hand fein und von ſich ans helfen muß“, 
die in gauz befonderem Sinne Gewalt iſt (Bluntſchli, Allg. Stants- 
recht, Kap. 8) u. ſ. w., fo wird bei ſolchen Definitionen der treueſte 
Anhänger des alten Polizeiſtagtes bei ſich ausrufen können: Herz, was 
verlungſt du mehr? Glücklicherweiſe iſt das wirkliche Leben in rich⸗ 
tigerem Tocte nie fo weit gegangen, und der Grundzug in der 
modernen Staatsentwickelung iſt offenbar dahin gerichtet, die Poltzei 
auf die unmittelbar vorbeugende Aufgabe zu beſchränken, und die 
eigentliche Förderung der von der Pollzei grund verſchiede⸗ 
neu Wohlspflege zu überweiſen, die auch weſeutlich in allen Gebieten 
durch Mitwirkung von Volkselementen geübt werden ſoll. 
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2) Das zweite Gebiet der Rechtspflege iſt gebildet durch die 
gewöhnlich, aber nicht hinreichend genau fo genannte freiwillige 
Rechtepflege, welche eigentlich die privat⸗ und obrigkeitlich⸗fürforgliche 
Rechtspflege ift, nicht blos das Notariat und Hypothekenweſen, ſondern 
auch das obrigkeitliche Vormundſchaftsweſen, die Regelung der Ber 
laſſenſchaften u. ſ. w. betrifft, und überhaupt direct ſich die Aufgabe 
ſtellt, in der Gegenwart ſich ergebende Rechtsverhältniſſe zum Zweck 
formeller Ordnung zu regeln. Aus dieſem Grunde können wir auch 
nicht mit Mohl das Notariat unter die Präventin⸗Juſtiz briugen, da 
der directe Zweck Regelung ift, und erſt weiterhin dadurch auch vor⸗ 
gebeugt wird. Auch dier hat das practifche Staatsleben mit richtigem 
Tacte die Gebiete geſchieden, und dies Inſtitut uicht zur Polizel geſtellt. 

7) Das dritte und umfaugreichſte Gebiet bitdek die auf 
eingetretene Störung ſich beziehende, wieder herſtellende Rechtz⸗ 
pflege, die wiederum in Eivil⸗ und Criminalrechtspflege zerfällt, je 
nachdem eine Störung durch formellen Streit, oder durch eine 
unmittelbar auf Verletzung ſelbſt gerichtete und daher für die 
ganze Rechtsordnung gemeingefäßrliche Geſinnung und Abficht ent⸗ 
ſtanden iſt, und im erſten Falle die Wiederherſtellung des formellen 
Rechts durch Eutſcheidung des Streites, im zweiten Falle die Wieder⸗ 
herſtellung der Rechtsordnung nach allen Seiten und Theilen der 
Störung oder Verletzung geboten ift nnd ſich in letzterer Beziehung 
nach drei Seiten vollzieht, in der Wiederherſtellung der Oberherrſchaft 
des objectiven Rechtsgefetzes über den dasſelbe übertretenden ſubjectiven 
widerrechtliche Willen (was zugleich durch den dritten Punkt erreicht 
wird), durch Gutmachung des angerichteten Schadens, ſo weit dies 
möglich iſt und hauptſächlich in der eigentlich ſtrafeuden Function, 
durch Wiederherſtellung der ſittlich⸗rechtlichen, auch die ganze Rechts⸗ 
ordnung am beſten ſichernden Geſiunung vermittelſt der Befferung. 
Es ift hier nicht der Ort, dieſen Straßzweck gegen die großentheils 
abweichenden Anfichten näher zu begründen, wir glauben aber, daß in 
dieſer wichtigen Frage das Leben der Wiſſenſchoft vorangeeilt iſt und 
daraus der Zwieſpalt fich erklärt, welcher heute zwiſchen dem bis jetzt 
nur das Strafurtheil in's Auge faſſenden Strafrechte und dem 
Strafvollzuge beſteht, indem der letztere faſt überall die Beſferung 
der Gefangenen ſich zum Zweck ſetzt, während das Strafrecht meiſtens 
verfchiedenen anderen Principien huldigt. Aber die Wiſſenſchaft ver⸗ 
langt in Bezug auf einen und denſelben Gegenſtand ein ge⸗ 
meinſames Grundprincip; Strafurtheilswifſenſchaft und Straf⸗ 
vollzugswiſſeuſchaft find zwei Theile des ganzen und vollen Strafrechts, 
die, nach unſerer Anficht, unr durch den Beſſerungszweck die einfachſte 
und richtigfte Verbindung finden. Die weitere Eintheilung der ſ. g. 
Civilrechtspflege (eigentliche Rechtspflege in Streitſachen überhaupt) in 
die allgemein bürgerliche und die für beſondere Berufsverhältniſſe 
(Handele⸗Gewerbe⸗Sachen u. ſ. w.) angeordneten Gerichte, 
und die Eintheilung der Straſrechtspflege in allgemein bürgerliche und 
in beſondere Militärſtrafrechtspflege (die auch nur objectiv für mili⸗ 
täriſche Sachen oder Verhältniſſe, wie Subordination, Defer⸗ 
tion u. ſ. w. beſtehen und den Soldaten, nicht wie früher die päpſt⸗ 
liche Hierarchie den Geiftlihen, in gemeinen Vergehen und Verbrechen 
von der bürgerlichen Strafrechtspflege exüniren ſollte) habe ich hier 
nicht näher zu berühren. 

b) Die rechtliche Wohls-Verwaltung oder Eufturpflege 
(Adminiſtration) gliedert ſich ganz parallel der Rechtepflege. Auch 
fie hat a) den Störungen auf den verſchiedenen Gebieten der Cultur 
oder der Wohlfahrt vorzubeugen, inſofern die Störungen nicht in 
einem formell- wider rechtlichen Willen ihren Grund haben, fondern ans 
anderen Natur⸗ oder allgemeinen geſellſchaftlichen Urſachen entſpringen und 
auch für richtige Vorbeugung ſachliche Kenntniffe vorausſetzen. Dies ift 
das Gebiet der eigentlichen Wohlfahrtspolizei, wie fie ſich in der Sanitäts⸗ 
polizei, Baupolizei u. ſ. m. bethütigt, auch ganz andere ausübende 
Organe als die Rechtspoltzei verlangt und in der Praxis angemeſſen 
eine Abtheilung in der Centraldirection der Verwaltung bildet. A) Das 
zweite und hier umfangreichſte Gebiet iſt die fürſorgliche, nach 
Recht und in rechtlichen Formen alle Cultur, oder Wohlsgebiete pfle⸗ 
gende Verwaltung, welche auch die eigentlich fördernde Function 
auf allen Culturgebieten, der Religion und Kirche, Schule, Wiſſenſchaft, 
Kunſt, Wirthſchaft auszuüben hat. 7) Das dritte Gebiet iſt gebildet 
durch die wiederherſtellende Verwaltungsrechtepflege fowohl in 
ſachlich⸗ſtreitigen als in Strafſachen. Bekanntlich herrſcht über den 
Begriff und die Organiſation der Adminiſtrativ⸗Juſtiz eine große 
Meinungsverſchiedenheit. Der gegeuwärtige, nur geringe Aus nahmen 
(Baden) aufweiſeude Zuſtand in Deutſchland, wo die Verwaltungs⸗ 
behörden im Weſentlichen zugleich Parter und Richter in Einer Perſon 
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find, At eine permanente Störung alles Nahtebewußtſeins. Welche 
Anſichten auch in anderen Punkten obwalten mögen, darin vereinigen 
ſich alle, daß es eine, gleich den Gerichten, unabhangige Behörde 
geben muß, welche über Verwaltungsſtreitfachen (wohl zu unteyſcheiden 
von bloßen Verwaltungsſachen), und Vermaltungeſtrafſachen zu ent⸗ 
ſcheiden hat. Man hat „Gerichte des öffentlichen Rechts“ in Vorſchlag 
gebracht (Gneift). Da es vor Allem darauf ankommt, daß für den 
gegenwärtigen Zuſtand in irgend einer Form Abhilfe geſchaffen werde, 
fo würden wir uns gern auch dieſen Vorſchlag in der Ausführung 
gefallen laſſen, können aber doch nicht umhin, nach den hier eutmidel- 
ten Grnudſätzen unſere Anſicht dahin auszuſprechen, daß auch zwiſchen 
blos formellsöffentlihen Rechtsſachen und fachlichen Ver⸗ 
waltungsſtreitſachen umterſchieden werden muß, und daß grundſätzlich 
über die erſteren die bürgerlichen Gerichte zuſtändig fein ſollten, wle 
dies in England und auch in Belgien der Fall iſt, da die gewöhnlich 
als materiell aufgefaßte ſchroffe Scheidung iu Privat» und öffentliches 
Recht überhaupt nicht zuläſſig if, daß aber für die eigentlichen, ſach⸗ 
liche Kenutuiß vorausſetzenden Verwaltungs⸗Streit⸗ und Strafſachen 
eine unabhängige beſondere Verwaltungsrechtspflege (ähnlich wie in 
Baden) orgauiſirt werden ſollte. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Nuterlaffung der Siſtiruug eines gejewidrigen Gemelnde⸗Peſchluſſes 
Seltens des Gemeindevorſtehers kann bon der polltiſchen Behörde mit 
einer Ordnungsſtraſe belegt werden. 


Das in B. erſchelnende Blatt „Moravska orlice“ enthielt in 
der Nummer 206 vom 10. September 1869 eine vom Martin P. 
als Gemieindevorſteher gefertigte Kundmachung des Juhaltes, daß 
am 1. December 1869 im Wege der öffentlichen Lieitation die im 
Gemeindehauſe Nr. 3 in N. befindliche Localitat zum Betriebe des Gaſt 
gewerbes werde verpachtet werden. Unter den Lieftakions-Bedingniſſen 
iſt angeführt: „Ein Jude und ein Deutſcher, nämlich ein politiſcher 
Gegner der Slaven, wird als Pachter nicht angenommen.“ 

Dem Landesausſchuſſe ſchien dieſe Kundmachung mit dem §. 18 
der Lleltationsordnung vom 15. Juli 1786, mit den Staalsgrund⸗ 
geſetzen und mit dem §. 302 des St. G. B. nicht im Einklange zu 
ſtehen, und überdieß eine Außerachtlaſſung des 8. 58 der Gewerbe⸗ 
Ordnung zu involpiren. Derſelbe verfügte vom Standpunkte der Ge⸗ 
meindetutel gemäß der 88. 96 und 97 des Gemeindegeſetzes die 
Auslaſſung dieſer Einſchränkung der Lieitationsbewerber, und über⸗ 
ließ dem Statthalter die weitere Amtshandlung gemäß $. 102 des 
Gemeindegeſetzes. 

Der Statthalter trug in Folge deſſen dem Bezirkshauptmanne 
von K. die Amtshandlung auf und der letztere legte dem Martin P. 
mit dem Erkeuntniſſe vom 30. December 1869, 3. 7370, auf Grund 
der 58. 53, 103 und 105 d. G. G. und der Miniſterial⸗Verordnung 
vom 30. September 1857 eine Geldſtraſe von 100 fl. auf, weil die 
obeitirte Kundmachung, abgeſehen von ihrer Eignung, zu Feindſelig⸗ 
leiten wider andere Nalionalitäten und Religionsgeſellſchaften aufzu⸗ 
fordern und anzueifern, üßerdieß gegen die Staatsgrundgeſetze verſtoße, 
der Gemeindevorſteher daher verpflichtet war, den dieſer Kundmathung 
zu Grunde liegenden Gemein debeſchluß als gegen die beſtehenden Ge⸗ 
ſetze verſtoßend zu ſiſtiren und demſelben fomit eine Außerachtlaſſung 
dieſer feiner Verpflichtung zur Laſt jält. 

Der Statthalter hat dieſes Erkenutniß im Recurgwege mit Er⸗ 
laß vom 17. Februar 1870, 3. 2469, beitätiget. 

Martin P. bat nun um die Nachficht der ihm auferlegten Geld: 
ſtrafe im Gnadenwege, indem er geltend machte, daß er ein einfacher 
Landmann ſei, leine Geſetzeskenntniß befige und keine Ahnung davon 
gehabt habe, duß er bei Ausführung des der Kundmachung zu Grunde 
liegenden Gemeindebeſchluſſes gegen ein Gefetz verſtoße; daß nuch feiner 
Anſicht dem Gemeindeausſchuſſe, wie jedem anderen Privaten das Recht 
zufiche, eine Gemeinderealität an wen immer er will zu vermie⸗ 
then; daß dein Gemeindeausſchuſſe übrigens nur die Abficht obſchwebte, 
einen Schankpächter zu erhalten, der die Sprache der Ortsbewohner 
rede, die Textirung der Kundmachung aber der Schreiber verſchulde; 
daß er die Kundmachung, ſobald er vom Bezirkshauptmanne aufmerk⸗ 
ſam gemacht worden war, ſofort zurückgenommen und eine Gegenerklärung 
in die Zeitung geſendet habe. 


Mittelſt Entſcheidung ddo. 7, Maf, 3. 6218, gab das Weiniſterium 
des Innern dem Guadengeſuche keine Folge mit dem Bemerken, daß 
die gleichzeitige Anwendung des 8. 105 des Gemeinde⸗Gefetzes, dann 
der Miniſterial⸗Verordnung vom 30. September 1857, 3. 198 des 
R. G. B., auf welche letztere ſich in dem Straferkeunlniſſe des Der 
zirkshauptmannes gleichfalls berufen wurde, nicht Platz greifen könne, 
indem der 8. 105 des Gemeinde- Geſetzes eine Ordnungsſtrafe feſt⸗ 
ſetzt, die bezogene Miniſterial⸗Verordnung hingegen Polizeſſtrafen im 
Auge habe. Betreffend das Meritum der Sache liege kein Grund 
vor, die angefochtenen Erkenntuiſſe von Amtswegen zu beanſtänden; die⸗ 
ſelben erſcheinen vielmehr iuſoſern geſetzlich begründet, als eiuerſeits 
der Gemeindebeſchluß, welcher der beanſtändeten Kundmachung zu Grunde 
lag, und den zu ſiſtiren der Gemeindevorſteher unterlaſſen hat, 
gegen die beſtehenden Geſetze verſtößt, anderſeits aber in Abſicht nuf 
die Competenz der politiſchen Behörden zur Verfügung einer Ordnungs⸗ 
ſtraſe gegen den Gemeindevorſteher augenommen merden kanu, daß 
die Siſtirung gefetzwibriger Beſchlüſſe des Gemeindeausſchuſſes unter 
die Geſchäfte des übertragenen Wirkungskreiſes des Gemeindevor⸗ 
ſtehers falle, nachdem zunüchſt die polſtiſchen Behörden berufen ſind, 
das ſtaatliche Aufſichtsrecht gegenüber den Gemeindevertretungen zu 
üben, und die Vollziehung geſetzwidriger Beſchlüſſe der Letzteren zu 
unterſagen (8. 102 und 8, 103 in. G. &) und die vorläufige 
Siſtirung derlei Beſchlüſſe, zu welcher der Gemeindevorſteher im 
8. 53 des mühr, Gemeindegeſetzes verpflichtet wird, als eine Untere 
ſtutzung der politifchen Behörde, ſomit als ein Geſchäft des übertragenen 
Wirkungskreiſes ſich darſtellt. Km. 


Der Ingorrerte Borgaug der Behörde bei Zugeſteiſung elner Gewerbscon⸗ 
ceſſſon begründet filr ſich allelu nicht die Nichtigkeit des Conceſſtousagetes. 


Die Statthalterer hat in Folge der Miniſterial⸗Entſcheldung vom 
24. Auguſt 1867, 3. 13217, mit Erlaß vom 4, September 1867, 
3. 10134, mit Rückſicht auf die von Anton W. erklarte Zurücklegung 
des ihm vom Magiſtrate verliehenen Dienſtweiber⸗Juſtilntsbeſugniſſes 
auch das ihm lediglich als eine Erweiterung dieſer Conceſſion in Recurs⸗ 
wege verliehene Befugniß zum Betriebe eines Dienſtvermittlungsge⸗ 
ſchäͤftes als erloſchen erklärt. Sobald W. hievon in Kenutniß gelangte, 
brachte er zwar feinen Recurs gegen dieſe Eutſcheidung ein, gab aber 
beim Magiſtrate mündlich au, daß er die Dienftweiber-Inftititscon« 
ceſſton nur aus Mißverſtandniß heimgeſagt habe, und uun bitte, dieſelbe 
nach wie vor in Verbindung mit dem Dienſtvermittlungsgeſchäfte 
wieder ausüben zu dürfen. 

Obwohl die Cautionen für das Dienſtweiber-Inſtitut bereits 
zurückgeſtellt und die Erwerbſteuer abgeſchrieben worden war, erfolgte 
doch mit magiſtratiſchem Decrete vom 25. Jänner 1868, 3, 25179, 
die Erledigung dahin, daß dem Anton W. der Fortbelrieb dieſer her» 
einten Beſchäftigungen unter den blehtrigen Bedingungen mieder ger 
ftaltel werde. 

W. hat auch beide Geſchäfts gattungen bis December 1869 fort⸗ 
betrieben, zu welcher Zeit aber der Magiſtrat ſelbſt bei der Stalthal⸗ 
terei den Antrag ftellte, es möge dem W. das Dienſtvermittlungsge⸗ 
ſchäft eutzogen werden und zwar aus folgenden Gründen: 1. Weil er 
berells zweimal wegen Dienſtbotenbuchfälſchung nach . 320 St. G. 
abgeſtraſt worden, 2. weil er zu zwei verſchiedenen Malen einer Magd 
drei lechte) Dienſtzeugniſſe mit Bleiſtift in das Dienſtbotenbuch ein⸗ 
getragen habe, 3. weil er au dem Magiſtrats⸗Diurnſſten B. eine Bes 
ſtechung verſucht habe, 4. wegen einer vorliegenden Anzeige wegen 
Ueberhaltung in den Gebühren, 5. wegen allgemeinen Klagen der 
Dieuſtboten über Bedrückung und 6, weil er fich auch mit andern 
Vermittlungen beſchäftigte. 

Ueber dieſen Antrag des Magiſtrates erfloß unterm 26. Jänner 
d. J., Z. 785, die Stalthalterei⸗Eutſcheidung dahin: 

Es ſei dem Magiſtrate in Hinblick auf dle Statthalterei-Ent⸗ 
ſcheidung vom 4. September 1867, Z. 10134, nicht mehr zugeſtanden, 
dem W. über ſeine einfache Erklärung die Fortbewilligung zum Be⸗ 
triebe der beiden erloſchenen Beſugniſſe und zwar um fo weniger 
zu ertheilen, als es dem Magiſtrale bekannt war, daß es dem W. 
nur um das Dienſtvermittlungsgeſchäft zu thun iſt, für welches das 
Dienſtweiber⸗Inſtitut nur den Deckmautel abgibt. Nochdem hiernach 
auch zur Wiederöffnung des Dienſtwelber⸗Inſtitutes die einfache Er⸗ 
klärung des W. nicht genügte, ſondern eine neue förmliche Verleihung 
der Eonceſſian hätte ſtattfinden müſſen, fo werden beide Befug⸗ 
niſſe als nicht mehr zu Recht beſtehend erloſchen erklärt, und dle 


Einſtellung des Betriebes derſelben angeordnet und zwar um fo mehr, 
als nach den nun gegen W. vorliegenden Umſtänden die Entziehung 
des Vermittlungsgeſchäftes im Sinne der Miniſterſal⸗Verordnung vom 
28. Februar 1863, Z. 2306, ſelbſt dann hätte eintreten müffen, wenn 
dieſes wirklich noch auf einer Berechtigung beruhte. 

Ueber den Miniſterial⸗Recurs des Anton W. gegen dieſe Statt⸗ 
halterei⸗Entſcheidung fand das Miniſterinm des Zunern ddo. 6. März 
1870, 3. 2892, ſich veranlaßt, dieſelbe zu beheben und die von Anton 
W. in G. ausgeübten Gewerbsbefuguiſſe ſowohl bezüglich des Dienſt⸗ 
weiber⸗Inſtitutes, als bezüglich des Dienſtwermittlungsgeſchaftes als 
nicht erloſchen zu erklären, „weil das erſterwähute Befugniß dem 
Recurrenten vom Magiſtrate im eigenen Wirkungskreiſe mit Deeret 
vom 25. Jänner 1868 neuerlich verliehen worden ift, was dagegen 
das Dienſtvermittlungsgeſchäft betrifft, nach der Aetenlage weder zur 
Zeit der Statthalterei-Entfheidung vom 4. September 1867 noch der⸗ 
malen ein genügender gefetzlicher Aulaß zur Rücknahme, beziehungs⸗ 
weiſe Entziehung der bezüglichen Conceſfion vorhanden war.“ 

Bemerkung des Einfenders: 

Das Dienftweider-Inftitut iſt dem Anton W. für G. vom Ma⸗ 
giſtrate im eigenen Wirkungskreiſe verliehen worden, wozu derſelbe 
auch competent war. Die Ertheilung der Concefſiou zum Dienſtver⸗ 
mittlungsgeſchäfte lag nach dem Minifterial-Erlaffe vom 25. fe 
bruar 1862, 3. 3418, in der Competenz der Statthalterei, und iſt 
der letzteren daher auch mit der Miniſterial-Entſcheidung vom 
24. Auguſt 1867 die Frage, ob durch die Heimſagung des Dienſt⸗ 
weiber⸗Inſtitutes ſeitens des W. auch die Conceſſiam zum Dienſtver⸗ 
mittlungsgeſchaſte erloſchen jet oder nicht, im eigenen Wirkungskreiſe 
zur Entſcheidung überlaffen worden. Nachdem nun die Statthalterei 
mit Entscheidung vom 4. September 1867 das Vermittlungsgeſchäft 
als erloſchen erklärt und W. gegen dieſe Enlſcheſdung nicht recurrirt 
halte, jo war der Magiſtrat allerdings nicht berechtigt, dem W. über 
deſſen einfachen Widerruf den Fortbetrieb, und zwar nicht nur des 
Dienſtweiber⸗Inſtitutes, ſondern auch des von der Statthalterei bereits 
als erloſchen erklärten Dienſtvermittlungsgeſchäftes zu geſtatten. Dieſer 
Vorgang begründet aber nur eine Verantwortlichkeit dee Magiftrates 
gegenüber der Statthalterel, kanu daher nicht auch der Partei, das 
iſt dem Anton W. zum Nachtheile gereichen, welcher im guten Glau⸗ 
ben auf die ihm mit dem magiftratifchen Decrete vom 25. änner 1868 
ertheilte Bewilligung beide Geſchäfte bisher anſtandslos ausgeübt hat, 
ohne daß die Statthalterei, welche hievon doch in Kennkniß fein mußte, 
dagegen eine Verfügung getroffen hat. Als erloſchen konnte man daher 
die beiden Befugutſſe allerdings nicht anfehen, und zwar das Dienft- 
weiber⸗Inſtitut nicht, weil der Magiſtrot zur Verleihung desſelben 
competent war, und das maglſtratiſche Deeret vom 25. Jänner 1868, 
wenn auch über ein in nicht ganz gehöriger Form geſtelltes Anſuchen 
erfloſſen, doch immerhin wenigſtens als eine Wiederverleihung betrachtet 
werden kann; das Vermittlungsgeſchäft nicht, weil W. zum Fortbetriebe 
wenigſtens formell durch das mehrerwähnte magiftratifche Decret vom 
25. Jänner 1868 berechtigt erſcheint, und die hiebei unterlaufene 
Incompetenz nur eine Verantwortung des Maglſtrates gegenüber der 
Statthalterei begränden, nicht aber der Partei zum Nachthelle gereichen 
kann, ſomit weder der Fall des 8. 60, noch jener des F. 146, 
2. Abf. d. Gew.⸗Ordnung vorgelegen iſt. Die Statthalterei hätte ſich 
demnach darauf beſchränken müſſen, dem Magiſtrate wegen der incom⸗ 
petenten Bewilligung zum Fortbetriebe des Vermittlungsgeſchäftes die 
entſprechende Ausſtellung zu machen, im Uebrigen aber lediglich über 
den vom Maglſtrate geſtellten Autrag auf Entziehung des gedachten 
Beſugniſſes im eigenen Wirkungskreiſe zu entſcheiden, ob nämlich dem 
Anton W. mit Rückſicht auf die gegen ihn vorgelegenen Umftände das 
Dienſtvermiktlungsgeſchäft zu entziehen ſei. 


Mitcompetenten bei Beſetzung von ausgeſchriebenen Apothekerbefugniſſen 
steht ein Recursrecht gegen die Verleihung des Befugniſfes nicht zu. 


Johann K., Magiſter der Pharmacie, hat in einem an die 
Statthalterei eingebrachten Recurſe gegen die ſeitens der Bezirkshaupt⸗ 
maunſchaſt R. im Coucurswege erfolgte Verleihung des neu errichteten 
zweiten Apothekergewerbes in R. an einen gewiffen G. Beſchwerde 
erhoben und hauptſöchlich darüber Klage gefuͤhrt, daß in dem ihm von 
der Bezirkshauptmannſchaft zugekommenen abweislichen Beſcheide dto. 
23. December 1869, 3 5678, weder der Name desjenigen, dem das 
fragliche Gewerbe verliehen wurde, noch auch das Motiv angegeben 
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worden fei, welches die erſte Juſtanz beſtimmt habe, dieſes Gewerbe 
einem anderen Competenten zu verleihen. Das Recursbegehren des K. 
lautete: Die Statthalterei wolle den Beſcheid der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft R. ddo. 23. December 1869, 3. 5673, aufheben und dem 
Recurrenten die in R. erledigte Apotheker⸗Concefſton verleihen. Die 
Statthalterei ſtellte unterm 13. Mai l. J., Z. 19203, dieſen Recurs 
des K. mit dem Bemerken zurück, daß in dem vorliegenden Falle 
ein Recurs nicht zuläffig ſei. 

Gegen dieſen Ausſpruch der Statthalterei wurde von K. der 
Miniſterjal⸗Recurs ergriffen, mit welchen Recurxent die Aufhebung 
dieſes Beſcheides und die Anordnung begehrte, daß die Stutthalterei 
angewieſen werde, über feinen Reeurs die ordnungsmäßige Eniſcheidung 
zu füllen. Hierüber erfloß unterm 12. Juni 1870, J. 8285, nach⸗ 
folgende Entſcheidung detz Miniſterium des Innern: 

„Nachdem grundſätzlich den Mitcompetenten bei der Beſetzung 
von ausgeſchriebenen Apothekerbefugniſſen ein eigentliches Recursrecht 
nicht zuerkannt, und ihnen der Weg der Beſchwerdeführung nur infos 
ferne zuſteht, als ſie die Unterbehörde wegen eines ungeſetzlichen Vor⸗ 
ganges anklagen zu können vermeinen, fo wird dem iu dieſer Eingabe 
geſtellten Begehren keine Folge gegeben.“ J. 


— Zu 


Verordnungen. 


Verordnung des k. k. Mlulſterlum des Innern vou 6. Inn 1870, 
3. 8087, betreffend die unch 8. 6 des Rinderpeſt⸗Geſetzes erfarderliche 
Bewilligung zur Einfuhr von thierlſchen Rohproducten. 


Anläßlich eines vorgekonnnenen Falles iſt die Frage aufgeworfen wor⸗ 
ben, ob zur Einfuhr der im F. 6 des Ninderpeſt⸗Geſehes vom 29. Juni 1868, 
R.⸗G. W. Ne. 118, bezeichneten Trausporte die Bewilligung ſeitens aller jener 
Landescheſs erforderlich it, deren Verwaltungsgeblet von d orten 
berührt wird, oder ob die Bewilligung, die zun Uebertritte über die Staats⸗ 
grenze von dem betreffenden Landeschef erteilt wird, für das ganze Länder⸗ 
gebiet, für welches das oberwähnte Geſeh Gilkigkeit hat, genügt? 

In dieſer Angelegenheit wurde entſchieden, daß die Einfuhrshewilligung, 
melde für die im $. 6 des Geſetzes vom 29. Juni 1868, R. G. B. Nr. 118, 
bezeichneten Transporte zum Weberleitte uber die Staatsgrenze von den bes 
treffenden Landeschef erthellt wird, für das ganze Ländergebiet Gllkigkeſt hat, 
für welches das Rinderpeſt⸗Geſetz wirkſam iſt, und es ſouach einer nachmaligen 
ſpectellen Ginfuhrsbemilligung des Landeschefs jenes Kronlundes, für welches 
dieſe Trausporte beſtinunk find, nicht bedarf. 

Verordnung des k. k. Finanzminifteriums vom 22. Mai 1870, betreffend 
die Mauthfreihelt der in Dieuſtesausütung begriffenen, in Unkform er⸗ 
scheinenden Angeſtellten der Fiuanzwache. 

Aus Anlaß einer Anfrage, ob die mit einem Reiſepauſchale betheiligten 
Finanzwachreſpieienten bei ihren Dienſtreiſen, wenn fie ſich eines eigenen 
oder von ihnen gemietheten Wagens oder Reitpferdes bedienen, und wenn ſie 
in Uniform erſcheinen, zur Mauthentrichtung verpflichtet ind, wird erklärt, daß 
überhaupt die in Dienſtesausubung begeiffenen in Uniform erscheinenden Au⸗ 
gestellten der Finanzwache innerhalb des ihnen zugewieſenen Ueberwachungs⸗ 
bezrfes ohne Unterſchied mauthfrel zu behandeln find, und daß im Sinne ber 
beſtehenden Vorſchriften die den in der Ausübung des Dienſtes begriffenen in 
Unifocın erſcheinenden Angestellten der Finanzwache zuſtohende Mauthfreiheit 
ſich auch auf jene Mauthgebühren erſtreckt, welche bei Ueberfuhren und bei 
gewiſſen Brücken von Fußgeherin zu entrichten lind. 


40 kr, Dent fühlbaren Mangel einer guten 40 kr, 
Specialkarte BE 
deutfch - franzöſiſchen Sriegsfhauplaßes 


iſt durch die ſoeben erſchienene Karte von Guſtav König (Verlag 
von Moritz Perles in Wien, Spiegelgaſſe Nr. 17) ab⸗ 
geholfen. Dieſelbe iſt mit großer Genauigkeit gearbeitet, in 3 Farben 
colorirt und mit intereſſanten ſtatiſtiſchen Notizen verſehen. 

Zu haben in allen Buch- und Kunſthandlungen. Preis 40 kr., 
mit Francopoſtverſendung 50 kr. 


Druck von A. Pichler's Witwe & Sohn in Wien. 


Verlag von Morik Perles in Mien, Stadt, Spiegelgasse 17. 


